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1. Planungsgrundlagen  
 
Der Bebauungsplan Nr. 3 "Eldeaue" ist mit Ablauf des 07.06.1996 in Kraft getreten. Die Fläche umfasst 
5,2  ha.  Das  Plangebiet  sich innerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortslage Heiddorf im  Sinne 
des § 34 BauGB und wird im Nordwesten durch die Bebauung in der Theodor- Körner- Straße, im Sü-
den durch die Bebauung in der Straße der Jugend und im Osten durch einen ungefestigten Weg, Acker-
land und Wald begrenzt. 
In  einem Teilbereich des  rechtskräftigen  Bebauungsplanes  Nr. 3 soll  die  Möglichkeiten für  eine wei-
tere allgemeine Wohnbebauung geschaffen werden.   
Die Grundzüge der Planung werden durch die geplante Änderung der Nutzungsart (Mischgebiet in all-
gemeines Wohngebiet) des Bebauungsplanes wesentlich berührt, daher führt die Gemeinde für die 5. 
Änderung das zweistufige Verfahren (Regelverfahren) gem. § 13a BauGB durch. Dieses Verfahren soll 
hier angewendet werden, da die Kriterien des § 13a BauGB erfüllt sind: 

• Die Zulässigkeit von Vorhaben, die der Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeits-
prüfung nach Anlage 1 zum Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung oder Landesrecht 
unterliegen, nicht vorbereitet oder begründet wird. 

• Keine Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der in § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe b BauGB ge-
nannten Schutzgüter bestehen. 

Das Verfahren nach § 13a für die 5. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 3 wird wie folgt durchgeführt: 

• Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit erfolgt durch Auslegung der Unterlagen nach § 3 
Abs. 2 BauGB. Die berührten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange werden ent-
sprechend § 4 Abs. 2 beteiligt. 

• Abwägung der Bedenken aus den Stellungnahmen der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlich-
keit, der Beteiligung der Behörden und Träger öffentlicher Belange. Erstellung des Entwurfes. 

• Auslegung des Entwurfes und Beteiligung der berührten Behörden und sonstigen Träger öffent-
licher Belange.                                                                                                                                                                                        

• Von der Umweltprüfung, dem Umweltbericht und der zusammenfassenden Erklärung wird ge-
mäß § 13 Abs. 3 Satz 1 BauGB abgesehen. 

Als  Kartengrundlage  dient  die Planzeichnung  des rechtskräftigen Bebauungsplanes Nr. 3 besteht 
aus: 

− Teil A - Planzeichnung im Maßstab 1: 1.000 mit der Planzeichenerklärung und 
− Teil B - Textliche Festsetzungen zum Bebauungsplan sowie der 
− Verfahrensübersicht. 

Der 5. Änderung des Bebauungsplans wird diese Begründung beigefügt, in der Ziele, Zweck und we-
sentliche Auswirkungen der Planung dargelegt werden. 

Die Gemeinde Neu Kaliß verfügt über keinen Flächennutzungsplan. Die Gemeinde hat den Bebauungs-
plan Nr. 3 nach  § 8 Abs. 4 BauGB aufgestellt. 

2. Anlass der 5. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 3 „Eldeaue“ 

Im östlich Bereich Bebauungsplanes Nr. 3 in der Ortslage Heiddorf sind die Bauflächen als Mischbauflä-
chen festgesetzt. Bisher wurde auf diesen Bauflächen überwiegend Wohngebäude errichte, so dass nun 
der mögliche Anteil an Wohnbauflächen in einem Mischgebiet ausgeschöpft ist und nur noch Gewerbe-
bauten genehmigungsfähig wären. Der Eigentümer des Flurstückes 136/20 hat die gewerbliche Nutzung 
seines Grundstückes aufgegeben und möchte es für die Errichtung von Wohngebäuden beräumen, neu 
aufteilen und intern erschließen. 
Dazu ist die Durchführung eines Änderungsverfahren zum Bebauungsplanes Nr. 3 "Eldeaue" 
erforderlich. Im Zuge dieses Verfahrens müssen die benachbarten Grundstücke 136/21 sowie der 
Bereich der 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 3 "Eldeaue" mit der bereits vorhandener 
Wohnbebauung ebenfalls überplant und als allgemeine Wohnbaufläche ausgewiesen werden. Für die 
Eigentümer dieser Grundstücke ergibt sich daraus kein Nachteil, da die reale Nutzung nur 
planungsrechtlich klargestellt wird. 
Die beantragte Änderung ist städtebaulich sinnvoll, da der Bedarf an gewerblicher Bebauung hier nicht 
mehr besteht und die Gemeinde in anderen ausgewiesenen Gewerbegebieten noch ausreichend be-
baubare Fläche zur Verfügung hat. Die Erschließung der Wohnbauflächen ist durch die vorhandene 
Straße Eldeaue grundsätzlich gesichert. Die Gemeinde hat derzeit nur wenig Flächen, welche kurzfristig 
mit Wohngebäuden bebaut werden können. Es gibt aber weiterhin einen hohen Nachfragedruck nach 
Baugrundstücken, so dass die  5. Änderung des Bebauungsplanes dem Interesse der Gemeinde nach 
einer geordneten städtebaulichen Entwicklung unter Berücksichtigung des tatsächlichen Bedarfs 
entspricht. 
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Im Rahmen des Änderungsverfahrens soll eine Gesamtübersicht über das geltende Planungsrecht im 
Bereich des Bebauungsplanes Nr. 3 "Eldeaue" der Gemeinde Neu Kaliß mit allen Änderungen erstellt 
werden. 
 
Der Geltungsbereich der Änderungen im Rahmen dieser 5. Änderung wurde in der Planzeichnung durch 
eine dick gestrichelte violette Linie dargestellt. 

3. Änderungen 

Zur Umsetzung der städtebaulichen Konzeption enthält die 5. Änderung dieses Bebauungsplanes die 
rechtsverbindlichen Festsetzungen für die städtebauliche Ordnung im Plangebiet.   
 
3.1. Art der baulichen Nutzung  
 
Als  Art  der  baulichen Nutzung  wird im Plangebiet  des rechtskräftigen Bebauungsplanes die bisherige 
Mischgebietsfläche nach § 9 Abs.  1 Nr. 1 BauGB als allgemeine Wohnbaufläche  festgesetzt. 

3.2. Maß der baulichen Nutzung, Bauweise, Baugrenzen 

Für die geplante Bebauung werden hinsichtlich des Maßes der baulichen Nutzung, Bauweise folgende 
Festsetzungen getroffen: 

− 1 Vollgeschoss, 
− GRZ 0,3, 
− GFZ 0,4, 
− offene Bauweise 

und für die im nördlichen Geltungsbereich der 5. Änderung vorhandene Bebauung, die bereits 1996 für 
das Mischgebiet getroffenen Festsetzungen: 

− 1 Vollgeschoss, 
− GRZ 0,6, 
− GFZ 0,8, 
− offene Bauweise. 

4. Naturschutzfachliche Betrachtungen 

4.1. Bewertung von Natur und Landschaft 

Hinsichtlich Bewertung von Natur und Landschaft ergeben sich ebenfalls keine Änderungen gegenüber 
den Bewertungen der 4. Änderung Bebauungsplan Nr. 3 "Eldeaue" aus August 2018. 

4.2. Eingriffe in Natur und Landschaft 

Es handelt sich um einen Bebauungsplan der Innenentwicklung nach § 13 a BauGB. Ein Umweltbericht 
ist nicht erforderlich. Die Grundflächenzahl und auch die Geschoßflächenzahl werden für die neu aus-
gewiesenen allgemeinen Wohnbauflächen reduziert, so dass es auch zu einer Eingriffsminimierung 
kommt. Alle mit Inkrafttreten des Bebauungsplan Nr. 3 „Eldeaue“ einschließlich der 4. Änderung getroff-
enen Festsetzungen gelten unverändert weiter. 

5. Erschließung 

5.1. Straßenverkehrliche Erschließung 

Die Erschließung der hinteren Baugrundstücke erfolgt über einen privaten Wohnweg und ist, auf Grund 
der äußerst geringen Verkehrsbelastung, als Mischfläche für alle Verkehrsteilnehmer ausgelegt. Ent-
sprechend RASt 06 Tabelle 16  kann eine schmale Zweirichtungsfahrbahn in einer Abschnittlänge von 
ca. 50 m eine Fahrbahnbreite von 3,5 m und in Ausnahmefällen 3,0 m aufweisen. Die Abschnittlänge 
beträgt im Plangebiet 60 m. Besucherparkplätzen sind tragbaren Umfang auf den Baugrundstücken 
vorzuhalten. Die Abgrenzung als Privatweg soll durch eine entsprechende Beschilderung erfolgen. Der 
Lkw- Lieferverkehr erfolgt bis zur öffentlichen Straße „Eldeaue“. Für Weitertransport hat der jeweilige 
Grundstückseigentümer selbst Sorge zu tragen. 

5.2. Gesundheitsschutz 

Bei Neuverlegung bzw. Erweiterung von Trinkwasserleitungen ist zur Sicherstellung einer einwandfreien 
bakteriologischen Beschaffenheit des Trinkwassers vor Inbetriebnahme eine amtliche Überprüfung der 
Trinkwasserqualität erforderlich. Die Untersuchung der Wasserproben hat am Landesgesundheitsamt 
Mecklenburg- Vorpommern Außenstelle Schwerin zu erfolgen. Ein Termin zur Probenentnahme ist mit 
dem FD Gesundheit zu vereinbaren. Die gesetzliche Grundlage für die Trinkwasseruntersuchung bildet 
die Trinkwasserverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 10. März 2016 (BGBl. I S. 459), 
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die zuletzt durch Artikel 1 der Fünften Verordnung zur Änderung der Trinkwasserverordnung vom 
22.09.2021 (BGBl. I S. 4343) geändert worden ist. 

5.3. Bodendenkmalschutz 

Wenn bei Erdarbeiten neue Bodendenkmale oder auffällige Bodenverfärbungen entdeckt werden, sind 
diese gemäß § 11 Abs. 1 DSchG M-V der unteren Denkmalschutzbehörde unverzüglich anzuzeigen und 
der Fund und die Fundstelle bis zum Eintreffen eines Mitarbeiters oder Beauftragten des Landesamtes 
für Kultur und Denkmalpflege in unverändertem Zustand zu erhalten. Die Anzeigepflicht besteht für den 
Entdecker, den Leiter der Arbeiten, den Grundeigentümer sowie zufällige Zeugen, die den Wert des 
Fundes erkennen. Die Verpflichtung erlischt fünf Werktage nach Zugang der Anzeige, bei schriftlicher 
Anzeige spätestens nach einer Woche. Die untere Denkmalschutzbehörde kann die Frist im Rahmen 
des Zumutbaren verlängern, wenn die sachgerechte Untersuchung oder die Bergung des Denkmals 
dies erfordert (§ 11 Abs. 3 DSchG M-V). 

 

5.4. Hochwasserschutz 

Der bestehende Hochwasserschutz wird durch die Änderung nicht beeinträchtigt.  
Das Plangebiet liegt, wie auch die bisher vorhandene Bebauung, im Überschwemmungsgebiet der Elbe 
von einem Hochwasserereignis HW 100. Bei Hochwasser ist mit erhöhten Grundwasserständen zu 
rechnen. Bei einem Versagen der Deiche wird das Gebiet gegebenenfalls überschwemmt. 
Das mit dem Hochwasser verbundene Risiko wird durch die Bauherren selbst getragen. Ebenso die 
zumutbaren Vorsorgemaßnahmen vor nachteiligen Hochwasserfolgen und zur Schadensminimierung. 

5.5. Immissionsschutz 

Im Planungsbereich und seiner immissionsschutzrelevanten Umgebung befinden sich eine Anlage zum 
Halten von Schweinen/Biogasanlage/BHKW ein Schießstand und die Neu Kaliß Spezialpapier GmbH 
zur Herstellung von Papier. Diese Anlagen haben Bestandsschutz. 

5.6. Abfallwirtschaft 

Die Abfalltonnen, der hinteren am Wohnweg gelegenen Baugrundstücke sind durch die Bewohner zu 
Abholung selbst bis an die Erschließungsstraße „Eldeaue“ zu transportieren. 

5. Flächenbilanz 

Gesamtfläche rechtskräftige Abrundungssatzung ca. 5,2 ha 

Fläche der 5. Änderung     ca. 1,8 ha 

6. Beteiligung der Behörden und Träger öffentlicher Belange und öffentlicher Auslegung 

Die Beteiligung der Behörden und der Träger öffentliche Belange findet gemäß § 4 BauGB statt. Die 
frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit soll als Auslegung stattfinden. Auf Grund der Pandemiebedin-
gungen wird die Frist verlängert. 

Neu Kaliß, den 14.07.2022         

            

          Der Bürgermeister 
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